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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Achten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Dem Bundesrat ist gemäß § 4 des Zolltarifgesetzes vom 16. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben worden. Der Bundesrat hat in seiner 108. Sitzung am 22. Mai 
1953 beschlossen, gegen die Verordnung keine Bedenken zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 
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Entwurf einer Achten Verordnung 
über Zollsatzänderungen 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 527) verordnet die Bundesregie- 
rung, nachdem dem Bundesrat Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben worden ist, mit 
Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

In der Verordnung über Zolländerungen 
vom 10. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 855) werden in § 1 

die Nr. 56 - Tarifnr. 7404 (Stangen usw. 
aus Kupfer usw.) und 

die Nr. 57 - Tarifnr. 7405 (Tafeln, Bleche 
usw. aus Kupfer usw.) 

gestrichen. 


§2 

In der Zweiten Verordnung über Zollsatz- 
änderungen vom 19. Februar 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 28) werden in § 1 hinter dem 
Worte „werden“ die Worte „bis auf weiteres“ 
eingefügt. 


§ 3 

Nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
in Verbindung mit § 19 des Zolltarif gesetzes 
gilt diese Rechtsverordnung auch im Land 
Berlin. 


§4 


Diese Verordnung tritt am zehnten Tage 
nach ihrer Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Zu § 1 des Entwurfs: 

A. 

Durch § 1 Nrn. 56 und 57 der Verordnung 
über Zolländerungen vom 10. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 855) wurden die Zoll- 
sätze für Kupferhalbzeug, und zwar für: 

a) Stangen, Profile und Drähte, aus Kupfer, 
massiv, weder poliert noch überzogen 

der Tarifnr. 7404-A-l-a und b sowie A-2-a 
und b, 

b) Tafeln, Bleche, Ronden, Segmente, Plat- 
ten, Bänder und Streifen, aus Kupfer, auch 
aufgerollt, weder poliert noch überzogen, 
quadratisch oder rechteckig, mit glatter 
Oberfläche, nicht gelocht 

der Tarifnr. 7405-A-l-a-l und A-2-a-l 

bis auf weiteres von 10°/o auf 5% des Wertes 
ermäßigt. 

Diese Maßnahme war damals aus wirtschaft- 
lichen Gründen notwendig: Auf dem Welt- 
markt war Kupfer nicht in ausreichender 
Menge erhältlich. Um den Inlandsbedarf an 
Rohkupfer zu decken, mußte deshalb auch 
Kupferhalbzeug eingeführt werden, das viel- 
fach wieder eingeschmolzen wurde. Rohkup- 
fer ist zollfrei. Kupferhalbzeug ist mit einem 
Schutzzoll für die 1. Verarbeitungsstufe be- 
lastet. 

Die deutsche Kupfer verarbeitende Industrie 
hatte also nicht nur den gegenüber Roh- 
kupfer^höheren Preis des Kupferhalbzeugs zu 
tragen. Sie mußte dazu mit der Einführung 
des Zolltarifs auch den Zoll für Kupferhalb- 
zeug entrichten. Eine Herabsetzung des 
Zolles auf Kupferhalbzeug von 10% auf 5% 
erschien somit wirtschaftlich geboten. 


B. 

Heute ist Rohkupfer auf dem Weltmarkt 
wieder in ausreichender Menge verfügbar. 
Kupferhalbzeug wird deshalb nicht mehr zur 
Deckung des Bedarfs an Rohkupfer, sondern 
ausschließlich zur Verwendung als Halbzeug 
eingeführt. Die wirtschaftlichen Gründe, die 
seinerzeit zur Herabsetzung des Zollsatzes 
auf Kupferhalbzeug geführt haben, liegen 
demnach nicht mehr vor. 

Die zum Schutze der deutschen Kupferhalb- 
zeug-Industrie bei der Einführung des neuen 
Zolltarifs für notwendig erachteten Zollsätze 
von 10 % des Wertes sind deshalb wieder in 
Kraft zu setzen. 

C. 

Durch die Streichung der Nrn. 56 und 57 des 
§ 1 der Verordnung über Zolländerungen 
wird die zeitweilige Senkung der Zollsätze 
für Kupferhalbzeug auf 5 % des Wertes auf- 
gehoben. Die gesetzlichen Zollsätze von 1 0 °/o 
treten dadurch wieder in Kraft. 

2. Zu § 2 des Entwurfs: 

Durch ^ 4 ZTG wird die Bundesregierung 
ermächtigt, Zollsätze aus wirtschaftlichen 
Gründen durch Rechtsverordnung zu ermä- 
ßigen oder aufzuheben. Damit wird der Bun- 
desregierung die Möglichkeit gegeben, die 
Zollsätze den jeweiligen Veränderungen der 
Wirtschaftslage anzupassen. Sie werden nur 
solange in Kraft bleiben, bis eine Normalisie- 
rung der wirtschaftlichen Verhältnisse die 
Rückkehr zu den alten Zollsätzen gestattet. 
Zollsatzänderungen nach § 4 Zolltarifgesetz 
sind insoweit nur als zeitweilige Änderungen 
der Zollsätze zu betrachten. Durch die Er- 
gänzungen des § 1 der Zweiten Verordnung 
über Zollsatzänderungen durch Einfügen der 
Worte „bis auf weiteres" soll auf diesen Um- 
stand ausdrücklich hingewiesen werden. 
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